
Z wischen Spinne und Fliege kann es
keinen Kompromiss geben. Dieses ja-
maikanische Sprichwort bringt auf

den Punkt, dass bei diametral unterschied-
lichen Interessen sich der Eine zu Lasten
des anderen durchsetzen muss. Es bleibt al-
so entweder die Spinne hungrig und die
Fliege am Leben – oder die Fliege hängt im
Netz, und die Spinne wird satt. Nun ist in
der Politik manches anders als im Tier-
reich: Kompromisse zwischen Spinne und
Fliege sind hier möglich – und vor allem in
Koalitionsregierungen nicht einmal sel-
ten. Sie zeichnen sich meist dadurch aus,
dass beide Parteien zwar ihr Gesicht wah-
ren können, die Kompromisse selbst sind
inhaltlich aber meist fragwürdig.

Die zwischen den Regierungsparteien
CDU, CSU und SPD vereinbarte Neurege-
lung des Staatsangehörigkeitsrechts ist
ein solcher Spinnen-Fliegen-Kompro-
miss. Die Unionsparteien wollten eine Dop-
pel- und Mehrstaatigkeit unbedingt ver-
meiden, die Sozialdemokraten hatten aber
ihren Wählern versprochen, nur dann in ei-
ne Regierung einzutreten, wenn generell
die doppelte Staatsangehörigkeit möglich
würde. Nun musste eine Lösung gefunden
werden, die es beiden Parteien erlaubte,
vor den Wählern nicht als wortbrüchig da-
zustehen.

Der Koalitionsvertrag sieht deshalb vor,
Doppel- und Mehrstaatigkeit für in
Deutschland geborene und aufgewachse-
ne Kinder ausländischer Eltern zuzulas-

sen. Dies ist das Ende der Optionspflicht,
die bislang in Deutschland geborene Kin-
der ausländischer Eltern zwang, sich bis
zum 23. Lebensjahr für eine Staatsbürger-
schaft zu entscheiden. Bei der Einbürge-
rung dagegen bleibt alles beim Alten. Aus-
länder, die sich in Deutschland einbürgern
lassen wollen, müssen weiterhin ihren al-
ten Pass abgeben.

So können, um im Bild zu bleiben, Spin-
ne und Fliege sich erfolgreich fühlen – in-
haltlich ist das Ergebnis aber nur schwer
nachvollziehbar. Denn die Vereinbarung
schafft eine kaum nachvollziehbare Asym-
metrie zwischen den Regeln zur Einbürge-
rung im Erwachsenenalter und dem Er-
werb der Staatsangehörigkeit per Geburt.
Ausgerechnet bei der Einbürgerung, die an
eine Reihe von Voraussetzungen wie ein ge-
sichertes Einkommen, Deutschkenntnisse
und einen Einbürgerungstest geknüpft ist,
hält die Koalition im Grundsatz daran fest,
dass es keine Mehrstaatigkeit geben darf.
Beim voraussetzungsarmen Geburtser-
werb hingegen wird dieser Grundsatz fal-
len gelassen.

Darüber hinaus unterscheidet der Kom-
promiss der Koalition noch einmal zwi-
schen Kindern, die in Deutschland aufge-
wachsen sind, und solchen, die Teile ihrer
Kindheit im Ausland verbracht haben.
Immerhin ist die jetzt gefundene Einigung
bemüht, die bürokratischen Hürden für
die Betroffenen möglichst niedrig zu
halten, und es ist zu hoffen, dass das in der
Praxis auch so funktioniert. Vorgesehen

ist, dass die Behörden zum 21. Geburtstag
der jungen Leute von Amts wegen prüfen,
ob die Kriterien erfüllt sind, um beide
Staatsangehörigkeiten besitzen zu dürfen:
mindestens acht Jahre Aufenthalt im
Land, sechs Jahre Schulbesuch oder ein
deutscher Schul- beziehungsweise Aus-
bildungsabschluss. Es müssen also nicht
die jungen Menschen nachweisen, dass sie
in Deutschland aufgewachsen sind, son-

dern die Behörden im Zweifelsfall das Ge-
genteil. Insgesamt aber ist der gefundene
Kompromiss von einem konsistenten
Staatsangehörigkeitsrecht meilenweit ent-
fernt.

Mit ihrem Kompromiss haben die Regie-
rungsparteien die Chance verpasst, ein
Staatsangehörigkeitsgesetz zu schaffen,
das den Erfordernissen einer Einwande-
rungsgesellschaft entspricht, mit klaren
Bedingungen, die für alle Gruppen glei-
chermaßen gelten. Entsprechende Vor-
schläge liegen auf dem Tisch. Der Sach-
verständigenrat deutscher Stiftungen für
Integration und Migration (SVR) zum Bei-
spiel hat das Modell einer doppelten Staats-
angehörigkeit mit Generationenschnitt
entwickelt.

Kern dieses Modells ist die Akzeptanz
der doppelten Staatsangehörigkeit für die
Übergangsgenerationen, etwa die Kinder
und Enkel der ersten Einwanderergenerati-
on. Sie sollen mit der Geburt die deutsche
Staatsangehörigkeit erwerben und gleich-
zeitig die Staatsangehörigkeit ihrer Eltern
behalten dürfen. Die Optionspflicht wird

abgeschafft. Zugleich aber trifft die Bun-
desrepublik mit den Herkunftsländern Ver-
einbarungen, die sicherstellen, dass diese
in ihren Staatsangehörigkeitsgesetzen die
automatische Vererbung ihrer Staatsange-
hörigkeit an Menschen, die bereits seit Ge-
nerationen in Deutschland leben, im Sinne
eines Generationenschnitts kappen. Für
diese Generationen, die außer Urlaubsrei-
sen und Verwandtschaftsbesuchen oft-
mals keinerlei Beziehung mehr zum Her-
kunftsland ihrer Groß- und Urgroßeltern
haben, wird die Verlagerung des realen Le-
bensmittelpunkts staatsangehörigkeits-
rechtlich nachvollzogen: Sie sind dann
Deutsche und nur Deutsche.

Deutschland hat – wie im Übrigen zahl-
reiche andere Staaten auch – den Generati-
onenschnitt für seine im Ausland leben-
den Bürger bereits eingeführt. Konkret
bedeutet dies Folgendes: Ein in der Türkei
geborenes Kind eines dort lebenden
deutsch-türkischen Paares erhält den deut-
schen und den türkischen Pass. Wenn
dieses Kind in der Türkei später einmal
selbst Nachwuchs bekommt, gibt es
die deutsche Staatsangehörigkeit nicht
mehr automatisch weiter. Das Enkelkind
also wird nur noch den türkischen Pass
haben – es sei denn, die Eltern beantragen
für ihr Kind zusätzlich den deutschen
Ausweis.

Dieses Generationenschnitt-Modell
käme allen Seiten entgegen: Die doppelte
Staatsangehörigkeit würde für Übergangs-

generationen und bei Einbürgerung akzep-
tiert. Damit würde auch die nicht nachvoll-
ziehbare Asymmetrie zwischen der auf-
wendigen Einbürgerung und dem einfa-
chen Geburtserwerb vermieden. Zugleich
verhindert der Generationenschnitt, dass
sich immer häufiger politisch wie rechtlich
problematische Mehrfachstaatsangehörig-
keiten auftürmen – auch der unendlichen
Vererbung der Staatsangehörigkeit des
Herkunftslandes wird ein Riegel vorge-
schoben.

Spinne und Fliege könnten damit zufrie-
dener sein als mit dem hektisch und zu
nachtschlafender Stunde am Ende der Koa-
litionsverhandlungen erzielten Asymme-
trie-Kompromiss. Die Koalition sollte sich
noch in dieser Legislaturperiode die Zeit
nehmen und noch einmal über eine umfas-
sende Lösung des Staatsangehörigkeits-
rechts nachdenken. Koalitionsvereinba-
rungen sind nun einmal nicht in Stein ge-
meißelt.

Kinder und Enkel der ersten
Einwanderer sollten generell
beide Pässe behalten dürfen
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Der Spinnen-Fliegen-Kompromiss
Union und SPD haben sich auf ein neues Staatsangehörigkeitsrecht geeinigt.

Das aber enthält einige Merkwürdigkeiten. Von Christine Langenfeld
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